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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Gründung einer europäischen 
Stiftung für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen der modernen Gesellschaft stellt immer 
zahlreichere und komplexere Probleme. Es ist wich- 
tig, daß sich die erforderlichen Gemeinschaftsaktio- 
nen auf diesem Gebiet auf interdisziplinäre wissen- 
schaftliche Grundlagen stützen. 

Gemäß Artikel 118 des Vertrags hat die Kom- 
mission die Aufgabe, in enger Verbindung mit den 
Mitgliedstaaten durch Untersuchungen auf dem 
Sozialgebiet tätig zu werden. 

Die Europäische Gemeinschaft verfügt nicht über 
ein Instrument der Überlegung, Konzentrierung, 
Analyse und Forschung, das eine wissenschaftlich 
fundierte, systematische Bewältigung dieser Pro- 
bleme ermöglichen würde. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz *) sieht vor, daß die 
Gemeinschaftsinstitutionen sich ein Organ schaffen, 
das u. a. in der Lage ist, die Elemente, die durch 
Kombinierung ihrer jeweiligen Einflüsse in die 
Lebens- und Arbeitsumwelt eingreifen, zu erfassen 
und die langfristig vorausschauende Untersuchung 
der Faktoren, welche die Existenzbedingungen be- 
drohen, und der Faktoren, welche diese Bedingun- 
gen verbessern können, durchzuführen. 

(Das sozialpolitische Aktionsprogramm . . .) 

Die Errichtung einer Stiftung ist erforderlich, 
wenn die Ziele der Gemeinschaft bezüglich der Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
einem funktionierenden Gemeinsamen Markt er- 
reicht werden sollen. Die für die Gründung dieser 
Stiftung erforderlichen Handlungsvollmachten sind 
im Vertrag nicht vorgesehen. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . 
vom S. . . . 
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Es ist wichtig, daß die Leitung der Stiftung von 
einem Direktor und einem stellvertretenden Direk- 
tor wahrgenommen wird, die einem Verwaltungs- 
rat verantwortlich sind, dessen Mitglieder von den 
Mitgliedstaaten und der Kommission bestellt wer- 
den und dem ein Ausschuß für Wissenschaft und 
| Technik aus Vertretern der Wissenschaft und der 
i verschiedenen Bereiche des Wirtschafts- und Sozial- 
lebens zur Seite steht. 

! Die Stiftung muß ein Jahresarbeitsprogramm auf- 
stellen, das den Erfordernissen der Europäischen 
i Gemeinschaften Rechnung trägt, und in Erfüllung 
| seiner Aufgaben mit den bestehenden spezialisier- 
! ten Instituten sowie mit den Behörden und den 
! interessierten Organisationen des Wirtschafts- und 
| Soziallebens Zusammenarbeiten, 
j Die Stiftung muß mit ausreichenden Finanzmitteln 
j ausgestattet werden, und eine Finanzkontrolle ist 
vorgesehen. 

Es erscheint sinnvoll festzulegen, daß die allge- 
meinen Bestimmungen der Verträge über die Euro- 
päischen Gemeinschaften bezüglich Vorrechten und 
Immunitäten auf die Stiftung Anwendung finden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine Europäische Stiftung für die Verbesse- 
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, im 
folgenden Stiftung genannt, gegründet. 

Artikel 2 

Ziele 

Die Stiftung hat im Bereich der Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Gemein- 
schaft folgende Aufgaben: 

a) die langfristige Untersuchung der Faktoren, die 
diese Bedingungen beeinflussen, zu fördern; 

b) in bestimmten Fällen kurzfristige Studien zu 
fördern (bzw. durchzuführen); 

c) Mustervorhaben zu fördern oder zu verwirk- 
lichen; 

d) ein Informations- und Dokumentationssystem 
aufzubauen sowie die Verbreitung der Kennt- 
nisse zu gewährleisten. 
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Artikel 3 

Befugnisse 

1. Die Stiftung kann alle Maßnahmen treffen, die 
ihren Aufgaben entsprechen und für die Er- 
reichung dieser Ziele notwendig sind; insbeson- 
dere kann sie: 

a) Studienverträge abschließen, finanzielle Bei- 
hilfen gewähren und an einzelne Forscher 
oder Institute Preise vergeben; 

b) Kurse, Konferenzen und Seminare veran- 
stalten; 

c) die Kommunikation zwischen den Universi- 
täten, Forschungsinstituten, Behörden und 
den Organisationen des Wirtschafts- und 
Soziallebens verbessern; 

d) Arbeitsgruppen einsetzen. 

2. Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeitet die 
Stiftung so eng wie möglich mit den spezialisier- 
ten Instituten, Stiftungen und Stellen zusammen, 
die in den Mitgliedstaaten bestehen. 

Artikel 4 

Rechtsstatus 

1. Die Stiftung verfolgt keinen Erwerbszweck. Sie 
besitzt Rechtspersönlichkeit und genießt in allen 
Mitgliedstaaten die weitestgehende Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen zu- 
erkannt wird. Sie kann insbesondere bewegliche 
und unbewegliche Güter erwerben oder ver- 
äußern und ist prozeßfähig. Ferner können ihr 
Schenkungen und Vermächtnisse gemacht wer- 
den und kann sie Subventionen erhalten. 

2. Der Sitz der Stiftung ist 

Artikel 5 

Organe der Stiftung 

Die Stiftung wird von einem Direktor geleitet und 
vertreten, der einem Verwaltungsrat gegenüber ver- 
antwortlich ist. In der Ausübung seiner Amts- 
geschäfte steht dem Direktor ein Ausschuß für 
Wissenschaft und Technik sowie ein Stellvertreten- 
der Direktor zur Seite. 

DIREKTOR UND STELLVERTRETENDER DIREKTOR 

Artikel 6 

Ernennung 

1. Der Direktor und der Stellvertretende Direktor 
der Stiftung werden auf Vorschlag der Kommis- 


sion vom Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften ernannt, der zugleich die Einstellungs- 
bedingungen festlegt. Ihr Statut ist in einer be- 
sonderen Regelung festgelegt. 

2. Der Direktor und der Stellvertretende Direktor 
sind aufgrund ihrer Kompetenz ausgesuchte Per- 
sönlichkeiten, deren völlige Unabhängigkeit 
garantiert ist. 

3. Der Direktor und der Stellvertretende Direktor 
werden für die Dauer von drei Jahren ernannt. 
Ihre Wiederernennung ist möglich, ihre Amtszeit 
kann für einen Zeitraum von weniger als drei 
Jahren verlängert werden. 

Artikel 7 

Aufgaben 

1. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hält sich der 
Direktor an die allgemeinen Leitlinien, die in 
Artikel 9.1 festgelegt sind. 

2. Der Direktor hat Weisungsbefugnis gegenüber 
dem Personal der Stiftung, das er anstellt und 
aus dem Dienst entläßt und dessen gefordertes 
Qualifikationsniveau er im Rahmen des Per- 
sonalreglements festlegt. 

3. Der Direktor bereitet die Arbeit des Ver- 
waltungsrates vor und regelt sie. Er nimmt 
ebenso wie der Stellvertretende Direktor an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates teil. 

4. Der Stellvertretende Direktor vertritt den Direk- 
tor in allen seinen Funktionen, wenn dieser ver- 
hindert, abwesend oder zurückgetreten ist. 

VERWALTUNGSRAT 

Artikel 8 

Zusammensetzung 

1. Der Verwaltungsrat setzt sich aus elf Mitgliedern 
zusammen, von denen 

a) je einer von jedem Mitgliedstaat benannt 
wird; 

b) zwei von der Kommission benannt werden. 

2. Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind ent- 
sprechend ihrer Kompetenz auf den Gebieten, 
auf denen sich die Stiftung betätigt, zu benennen. 

3. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre; Wiederernen- 
nung ist möglich. 

4. Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für 
die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Sti 1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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5. Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat min- 
destens zweimal jährlich ein. Ferner tritt dieser 
zusammen, wenn die Hälfte seiner Mitglieder 
dies beantragt. 

Artikel 9 

Aufgaben 

1. Der Verwaltungsrat legt die allgemeinen Leit- 
linien der Stiftung nach Stellungnahme des Aus- 
schusses für Wissenschaft und Technik fest. 

2. Er gibt eine Geschäftsordnung und legt das 
Reglement des Personals sowie die sonstigen 
Dienstanweisungen der Stiftung fest. 

Artikel 10 

Abstimmung 

1. Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat eine 
Stimme. 

2. Der Verwaltungsrat entscheidet mit der ein- 
fachen Mehrheit seiner Mitglieder. 

AUSSCHUSS FÜR WISSENSCHAFT UND TECHNIK 

Artikel 11 

Zusammensetzung 

1. Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 
besteht aus 15 Mitgliedern, die vom Verwal- 
tungsrat benannt werden, und zwar: 

a) fünf auf Vorschlag der auf europäischer 
Ebene bestehenden Arbeitnehmerorganisa- 
tionen; 

b) fünf auf Vorschlag der auf europäischer 
Ebene bestehenden Arbeitgeberorganisa- 
tionen; 

c) fünf auf Vorschlag des Direktors als Ver- 
treter der Wissenschaft und der sonstigen an 
der Tätigkeit der Stiftung interessierten 
Kreise. 

2. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre, Wiederbenen- 
nung ist möglich. 

Artikel 12 

Aufgaben 

1. Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik hat 
die Aufgabe, den andernen Organen der Stiftung 
auf allen Gebieten, für welche die Stiftung zu- 
ständig ist, auf Verlangen des Direktors oder 
aus eigener Initiative Gutachten abzugeben. Er 
gibt zuvor seine Stellungnahme zu den allge- 
meinen Leitlinien ab. 

2. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vor- 
sitzenden und legt seine Geschäftsordnung fest. 

3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden im 
Einvernehmen mit dem Direktor einberufen. Er 
tritt mindestens viermal jährlich zusammen. 
Ferner tritt er zusammen, wenn mindestens acht 
seiner Mitglieder dies beantragen. 


Artikel 13 

Mitglieder der Stiftung 

Die Stiftung kann unterstützende Mitglieder, kor- 
respondierende Mitglieder und assoziierte Mit- 
glieder aufnehmen. Der Verwaltungsrat legt die 
Bedingungen der Mitgliedschaft einschließlich der 
eventuellen Beiträge fest. 

Artikel 14 

Arbeitsprogramm 

1. Der Direktor stellt vor dem 1. Juli jedes Jahres 
aufgrund der allgemeinen Leitlinien die in den 
nach Artikeln 9 und 12 festgelegten Bedingungen 
des Jahresarbeitsprogramms auf. Er trägt den 
Vorschlägen des Ausschusses für Wissenschaft 
und Technik sowie den Anregungen, die von 
den Institutionen der Gemeinschaft ausgehen 
können, Rechnung. Zu diesem Zweck und um 
eine Arbeitsüberschneidung zu vermeiden, über- 
mitteln die Institutionen der Gemeinschaft der 
Stiftung ihren Bedarf und - soweit wie möglich - 
die Studien und die Arbeiten, die im Rahmen 
ihrer Tätigkeiten durchgeführt werden. 

2. Der Direktor gibt dem Verwaltungsrat das 
Arbeitsprogramm bekannt. 

Artikel 15 

Gesamtbericht 

1. Der Direktor erstellt alljährlich spätestens zum 
31. März einen Gesamtbericht über die Tätigkeit, 
die Finanzlage und die Zukunftsaussichten der 
Stiftung und legt ihn dem Verwaltungsrat vor. 

2. Nach Billigung durch den Verwaltungsrat gibt 
der Direktor den Gesamtbericht an die Gemein- 
schafts Institutionen weiter. 

BUDGET UND FINANZEN 

Artikel 16 

Budget 

1. Der Verwaltungsrat stellt für jedes Haushalts- 
jahr ein Budget auf, 

2. Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung müs- 
sen im Budget erscheinen. 

3. Einnahmen und Ausgaben müssen im Budget 
ausgeglichen sein. 

4. Das Haushaltsjahr fällt mit dem Kalenderjahr 
zusammen. 

Artikel 17 

Subventionen 

1. Die Stiftung erhält jedes Jahr eine Subvention 
aus dem Haushalt der Europäischen Gemein- 
schaften. 

2. Um die beabsichtigte Subvention einsetzen zu 
können, reicht der Verwaltungsrat der Kommis- 
sion bis spätestens 1. Juli eines jeden Jahres 
gleichzeitig den Subventionsantrag und einen 
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Voranschlag der erwarteten Einnahmen und Aus- 
gaben ein, der von der Kommission dem Haus- 
haltsvorentwurf der Gemeinschaften beigefügt 
wird. 

Artikel 18 

Finanzkontrolle 

1 . Der Verwaltungsrat reicht spätestens am 31 . März 
jedes Jahres die Gesamt abrechnung der Ein- 
nahmen und Ausgaben der Stiftung für das ab- 
gelaufene Haushaltsjahr bei dem in Artikel 206 
des EWG- Vertrages vorgesehenen Kontrollaus- 
schuß ein. Dieser prüft die Rechnungen gemäß 
den im letzten Absatz des genannten Artikels 
festgelegten Bedingungen. 

2. Der Verwaltungsrat legt der Kommission jähr- 
lich die Abrechnungen der Stiftung für das ab- 
gelaufene Jahr vor. Die Abrechnungen sowie der 
Bericht des Kontrollaussdiusses werden dem Rat 
und dem Europäischen Parlament von der Kom- 
mission zusammen mit ihrem Haushaltsentwurf 
vorgelegt. 

3. Der Verwaltungsrat ernennt einen Finanzprüfer, 
der die Aufgabe hat, die Ausgaben und Ein- 
nahmen zu prüfen. 


Artikel 19 

Geheimhaltungspflicht 

j Die Mitglieder des Verwaltungsrates und des Aus- 
i Schusses für Wissenschaft und Technik, der Direk- 
tor, der Stellvertretende Direktor und das Personal 
der Stiftung sind auch nach der Entbindung von 
ihren Pflichten gehalten, keine Informationen zu 
verbreiten, die ihrer Natur nach unter den Schutz 
des Berufsgeheimnisses fallen, insbesondere keine 
Auskünfte über Unternehmen bezüglich ihrer Han- 
delsbeziehungen oder ihrer Gestehungspreise preis- 
zugeben. 

Artikel 20 

Vorrechte und Immunitäten 

Das Protokoll über Vorrechte und Immunitäten gilt 
für die Stiftung, die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates, den Direktor und Stellvertretenden Direktor 
sowie für das Personal der Stiftung. 

Artikel 21 

Diese Verordnung tritt am 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vermerk über den Haushaltsaspekl 

Betr.: Europäische Stiftung zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen 

1. Der Entwurf eines Beschlusses zur Gründung 
dieser Stiftung - zu dem der Rat aufgefordert 
wird, bis zum 1. April 1974 seine Stellungnahme 
abzugeben - sieht eine jährliche Zuwendung der 
Europäischen Gemeinschaften vor. Ein neuer 
Artikel müßte also dem Haushaltsplan ab 1974 
hinzugefügt werden. 

2. Die Berechnung der Höhe dieser Zuwendung für 
die ersten Betriebsjahre wird von verschiedenen 
Faktoren abhängen, insbesondere vom Zeitpunkt 
der Arbeitsaufnahme der Stiftung, aber mehr 
noch von dem Wert der Ausrüstungen und 
Dienste, die das Gastland zur Verfügung stellt. 
Es ist nicht vorgesehen, daß die Stiftung wäh- 
rend der ersten Jahre über eigene Einnahmen 
verfügt. 

3. Für 1974 scheint ein Betrag von 100 000 RE 
erforderlich zu sein, um die ersten Kosten der 


Stiftung zu decken. Dieser Betrag wurde bereits 
in dem Anhang V § II des sozialpolitischen 
Aktionsprogramms aufgeführt. 

4. 1975 kann als das erste vollständige Arbeitsjahr 
der Stiftung betrachtet werden. Eine Subvention 
von 4 500 000 RE ist vorgesehen, um die Gesamt- 
heit der Kosten des Haushaltsjahres 1975 zu 
decken. Die Aufstellung der voraussichtlichen 
Kosten, die als Anhang beiliegt, wurde bereits 
von den Diensten der GD XX geprüft. 

5. Eine Subvention von 4 500 000 RE kann auch für 
das Jahr 1976 vorgesehen werden. 

Im Vergleich zum Jahre 1975 wären die opera- 
tiven Kosten demzufolge etwas höher, da die 
Kosten für Erstausstattung vollständig im Jahre 
1975 abgedeckt wären. 

6. Die juristischen Dispositionen betreffend den 
Haushalt und die Finanzkontrolle der Stiftung 
sind in den Artikeln 16, 17 und 18 des Beschluß- 
entwurfs festgelegt. 


Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Voraussichtliche Kosten 
für 1975 


1. Betriebskosten 


Kapitel 1 — Miete für Gebäude 

Miete für Büros und Garagen 

Mietunkosten (Heizung, Elektrizität, Aufzug, Versicherungen 
usw.) 

Reinigung und Unterhalt 

Kapitel 2 — Bewegliche Güter 

Erste Ausstattung mit Büromaschinen 
Erste Ausstattung mit Mobiliar 
Material und technische Anlagen 

Einrichtung einer Bibliothek (Bücher, Abonnements für Zeit- 
schriften, Presseagenturen usw.) 

Kapitel 3 — Laufende Verwaltungsausgaben 

Bürounterhaltskosten (Papier, Frankierung, Telefon, Fern- 
schreiber) 

Bankkosten 

Rechtsstreitkosten 


Kapitel 4 — Ausgaben betreffend die bei der Stiftung beschäftigten Personen 
Gehälter, Zulagen, Familienzulagen usw. 

1 Direktor 

1 Stellvertretender Direktor 

Gehälter, Zulagen, Familienzulagen usw. für die Vertrags- 
beamten 

3 Akademiker 
3 Hilfskräfte 
7 Sekretärinnen 
Umzugskosten 
Einrichtungskosten 

Kapitel 5 — Kosten für Dienstreisen 


RE 70 000 


RE 160 000 


RE 40 000 


RE 400 000 
RE 25 000 
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Kapitel 6 — Kosten für Sitzungen und Einberufung von Ausschüssen 
Sitzungs- und Einberufungskosten 

Sitzungen des Verwaltungsrates und des wissenschaftlichen 
Fachausschusses 

Individuelle Einberufung von Experten 
Sitzungen der Arbeitsgruppen 

Kapitel 7 — Kosten für Empfänge und Repräsentation 

Betriebskosten insgesamt: 

2. Operative Kosten 

Kapitel 1 — Kosten für die Verbreitung der Kenntnisse 

Veröffentlichungen und generelle Informationen 
Dokument arforschung 
Spezielles Dokumentations- und Reproduktionsmaterial RE 360 000 

Kapitel 2 — Subventionen, Teilnahme an Veranstaltungen und Praktika 

Studien- und Forschungsbeihilfen für Staatsangehörige der Mit- 
glieds- und assoziierten Staaten 
Subventionen für ökologische Lehranstalten 
Europäische Preise für Veröffentlichungen über ökologische 
Themen 

Teilnahme an der Organisation von Kongressen und anderen 
Veranstaltungen 

Organisation von Praktika für Sachverständige und nationale 

Beamte in verschiedenen Bereichen des Umweltschutzes RE 600 000 

Kapitel 3 — Kosten für Studien, Untersuchungen und Konsultationen 
Pilotstudien und vorbereitende Studien 

Branchen- und Globaluntersuchungen RE 2 000 000 

Kapitel 4 — Organisation von Kolloquien, Zusammentreffen, Kongressen RE 360 000 

Kapitel 5 — Unterricht und Information für Öffentlichkeit RE 360 000 

Operative Kosten insgesamt: RE 3 680 000 

Gesamtkosten: RE 4 500 000 


RE 120 000 

RE 5 000 

RE 820 000 
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Begründung 

In ihren zwei Mitteilungen zum Umweltschutz vom 
Juli 1971 ^ und März 1972 1 2 ) empfahl die Kommis- 
sion die Errichtung eines europäischen Instituts für 
den Umweltschutz, das u. a. die Aufgabe haben 
sollte, grundsätzliche Überlegungen zur Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen in der künftigen Ge- 
sellschaft anzustellen. 

Auf der Pariser Gipfelkonferenz forderten der Präsi- 
dent und der Premierminister der Französischen 
Republik die Schaffung einer europäischen Stiftung 
für die Untersuchung der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen; dieser Vorschlag ist seitdem im Rahmen 
des Rates der Sozialminister am 21. Mai 1973 von 
der französischen Regierung wieder aufgenommen 
worden. 

In ihrem Aktionsprogramm für den Umweltschutz 3 ) 
hatte die Kommission eine Zusammenfassung der 
beiden Vorschläge zu einem einzigen Projekt einer 
europäischen Stiftung für die Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen vorgeschlagen. 

Dieses Projekt wird übrigens in dem sozialpoli- 
tischen Aktionsprogramm, das dem Rat am 25. Ok- 
tober 1973 vorgelegt wurde, erneut befürwortet; in 
dem Programm wird speziell hervorgehoben, wel- 
chen Dienst eine derartige Stiftung im Interesse ver- 
besserter Arbeitsbedingungen und einer verbesser- 
ten Arbeitsumwelt leisten könnte 4 ). 

Im Rahmen der Verabschiedung des Aktionspro- 
gramms für den Umweltschutz 5 ) hat der Rat zur 
Kenntnis genommen, daß die Kommission beabsich- 
tigt, ihm noch vor dem 31. Dezember 1973 Vor- 
schläge zur Gründung einer europäischen Stiftung 
für die Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen vorzulegen. 

Die Kommission hat diese Vorschläge ausgearbeitet. 
Ein Entwurf einer Ratsverordnung über die Grün- 
dung einer Stiftung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für die Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen ist der vorliegenden Mitteilung bei- 
gefügt. 

Die Hauptmerkmale der vorgeschlagenen Stiftung 
sind folgende: 

I. Aufgaben der Stiftung 

Die Stiftung hätte die Aufgabe, zur Konzeption und 
Verwirklichung von Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen beizutragen, die den Idealvorstellungen der 
Menschen näherkommen, indem sie Kenntnisse er- 
arbeitet und verbreitet, die diese Entwicklung 
fördern können. 

Dementsprechend hätte die Stiftung Überlegungen 
darüber anzustellen, welche Ziele mittel- und lang- 
fristig angestrebt werden sollten und welche Pro- 


1) Dokument SEK (71) 2616 

2) Dokument SEK (72) 666 

3) Dokument KOM (73) 530 endg. 

4 ) Dokument SEK (73) 4081 Punkt 4 

5 ) Ministerrat über Umweltschutzfragen vom 19. Juli 1973 


bleme dabei auftauchen könnten, und genaue For- 
schungsthemen anzugeben. 

Die Stiftung könnte in folgender Weise tätig 
werden: 

— Koordinierung, Ausrichtung und Finanzierung 
der Studien, die sie zum größeren Teil an For- 
schungsinstitute und spezialisierte Einrichtungen 
innerhalb der Gemeinschaft vergibt; 

— Förderung und gegebenenfalls Durchführung be- 
stimmter Modellversuche; 

— Verbesserung der Kommunikation zwischen For- 
schern, Verwaltern und den Verantwortlichen 
aus dem Wirtschafts- und Sozialleben durch diese 
Studien und Versuche im Rahmen von Kol- 
loquien, Symposien und Seminaren; 

— Beitrag zur effektiven Nutzung und Verbreitung 
der Kenntnisse; 

— Zusammenarbeit mit den Instituten und speziali- 
sierten Einrichtungen in den Ländern außerhalb 
der Gemeinschaft. 

Die Studien könnten einmal die Analyse und Inter- 
pretation der materiellen und immateriellen, realen 
oder empfundenen, gegenwärtigen oder künftigen 
Bedürfnisse der postindustriellen europäischen Ge- 
sellschaft betreffen, zum andern sich mit den quan- 
titativen und qualitativen Faktoren auseinander- 
setzen, die zur Befriedigung der Bedürfnisse Vor- 
aussetzung sind, sowie mit den Sachzwängen, die 
dieser Befriedigung im Wege stehen, und schließ- 
lich mit den sozialen und wirtschaftlichen Organisa- 
tionstypen und -formen, die zu dieser Befriedigung 
beitragen könnten. 

Die Stiftung hätte sich im wesentlichen auf die 
Untersuchung langfristiger Probleme zu konzen- 
trieren, um jede Überschneidung mit den Arbeiten 
und Untersuchungen der Kommission selbst zu ver- 
meiden. So könnten beispielsweise die folgenden 
Themen in Angriff genommen werden: 

1. Verbesserung der allgemeinen Existenzbedin- 
gungen 

— langfristige Aspekte der Ökologischen Pro- 
bleme (natürliche Ressourcen, Rückführung 
von Abfällen, CR-Produktionen) ; 

— Aufteilung der menschlichen Tätigkeiten im 
Raum (Konzentration oder Streuung, Zukunft 
der Städte, Energieerzeugung, Zukunft des 
Kraftfahrzeugs, Freizeitgestaltung usw.); 

— Zukunft der Städte und des Wohnraums, 
Städteerneuerung, Erhaltung des ästhetischen 
und historischen Erbes des alten Europa; 

— Folgen der Informatikrevolution (Verringe- 
rung des Transportbedarfs, Schulung und 
Arbeit im eigenen Heim) ; 

— Probleme der Familie und der Gesundheit; 

— Probleme der Zuwanderung und der Ein- 
gliederung nichteuropäischer Bevölkerungs- 
gruppen. 

2. Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

— Förderung des arbeitenden Menschen (Be- 
teiligung, Mitsprache, hierarchische Beziehun- 
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gen, Arbeitsplatzverbesserung („job enrich- 
ment"), ständige Weiterbildung usw.); 

— Arbeitsorganisation (Teamarbeit, Anpassung 
der Maschinen an den Menschen, Arbeitszeit 
usw.); 

— spezifische Probleme bestimmter Gruppen 
von Arbeitnehmern (Jugendliche, Frauen, 
Behinderte, Gastarbeiter usw.) ; 

— Probleme außerhalb des Betriebes (Fahrt 
zum und vom Arbeitsplatz, Freizeit, Woh- 
nungswesen usw.) ; 

u. a. 

II. Aufbau und Organisation der Stiftung 

Die Stiftung müßte ein Instrument der Reflexion 
und Untersuchung darstellen, das über ausreichende 
eigene Mittel verfügt. Die interessierten Stellen in 
den Mitgliedstaaten werden zur Mitarbeit mit der 
Stiftung aufgerufen. Die beigefügten Statuten der 
Stiftung sind geprägt von dem Willen der Gemein- 
schaft, sich unter Verzicht auf einen schwerfälligen 
Apparat ein funktionsfähiges Organ zu schaffen. 

Der Sitz der Stiftung wäre vom Rat festzulegen. 

Die Kommission schlägt vor, daß die Stiftung von 
einem Direktor geleitet und vertreten wird. Im Falle 
seiner Verhinderung übernimmt die Leitung und 
Vertretung ein Stellvertretender Direktor. Beide 
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission be- 
nannt. Dennoch ist eine andere Formel möglich. 

Die allgemeinen Leitlinien für die Arbeit der Stif- 
tung wären von einem Verwaltungsrat festzulegen, 
der elf Mitglieder zählt und von denen je einer von 
jedem Mitgliedstaat und zwei von der Kommission 
bestellt werden. Es müßte sich dabei nicht unbe- 
dingt um Beamte handeln; die Mitgliedstaaten so- 
wie die Kommission könnten ebensogut andere, für 
diese Aufgabe besonders qualifizierte Personen be- 
nennen. 

Neben der Festlegung der allgemeinen Leitlinien 
hätte der Verwaltungsrat über die Geschäftsführung 
des Direktors zu wachen, indem er den jährlich vom 
Direktor zu erstellenden Gesamtbericht über die 
Tätigkeiten, Finanzlage und Aussichten der Stiftung 
billigt. Der Verwaltungsrat hätte ferner das Budget 
der Stiftung aufzustellen, das der Kommission vor- 
zulegen wäre, damit diese entsprechende Ausgaben 
für eine Ausgleichsbezuschussung der Stiftung im 
Gemeinschaftshaushalt einplanen kann. 

Für alle ihre Tätigkeiten - das gilt für die Defini- 
tion wie für die Durchführung ihres Programms - 
hätte sich die Stiftung der Unterstützung der Sozial- 
partner, der Welt der Wissenschaft und aller 
übrigen interessierten Kreise zu vergewissern. Es 
empfahl sich daher, einen Ständigen Ausschuß ein- 
zusetzen, der dafür zu sorgen hätte, daß sich diese 
Beziehungen eng und fruchtbar gestalten. Ein wis- 
senschaftlicher Fachausschuß aus 15 Mitgliedern 
(fünf von der Arbeitnehmerseite, fünf von der 
Arbeitgeberseite und fünf Vertreter der Wissen- 


schaft und der interessierten Kreise) hätten diese 
I Funktion zu versehen. 

I Der wissenschaftliche Fachausschuß hätte nicht nur 
! eine Stellungnahme zu den Vorhaben abzugeben, 
die ihm vom Direktor vorgelegt werden, sondern 
könnte auch selbst die Initiative ergreifen und dem 
Verwaltungsrat und dem Direktor Vorschläge unter- 
breiten. Aus diesem Grunde ist vorgesehen, diesem 
Ausschuß Funktionen zuzuordnen, die über die 
Rolle eines lediglich beratenden Ausschusses hin- 
ausgehen, was darin zum Ausdruck kommt, daß er 
aus seiner Mitte seinen Vorsitzenden wählt und sich 
selbst eine Geschäftsordnung gibt. 

Die Häufigkeit der Sitzungen - mindestens vier 
Sitzungen jährlich - unterstreicht ebenfalls, für wie 
wichtig die Kommission die engen Beziehungen 
zwischen dem Direktor der Stiftung und allen inter- 
essierten Kreisen einschätzt. 

Alle von der Stiftung angestellten Untersuchungen 
wären grundsätzlich zu veröffentlichen. 

Das Arbeitsprogramm der Stiftung müßte den Be- 
dürfnissen der Europäischen Gemeinschaften bezüg- 
lich Forschungen und Studien auf dem Gebiet der 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
Rechnung tragen. Das Jahresprogramm wäre vom 
Direktor der Stiftung aufzustellen, der dabei folgen- 
de Stellungnahmen, Vorschläge und Anregungen zu 
berücksichtigen hätte: 

— Der Verwaltungsrat legt die allgemeinen Leit- 
linien fest, nach Einholung der Stellungnahme 
des Ausschusses für Wissenschaft und Technik. 

— Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 
kann Vorschläge für einzelne Aktionen des Pro- 
gramms machen. 

— Alle Institutionen der Gemeinschaft können 
Vorschläge einreichen. 

Die Stiftung würde durch eigene Einnahmen (Zu- 
schüsse, Vermächtnisse, Verkauf von Publikationen 
usw.) sowie einem jährlichen Zuschuß aus dem 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften, der den 
größeren Teil ihres Budgets darstellt, finanziert. Ein 
Ausgaben Voranschlag für das erste Tätigkeitsjahr 
ist dem Beschlußvorschlag des Rates beigefügt. 

Diese Ausgaben können sich eventuell um den ge- 
gebenenfalls von einem Mitgliedstaat anläßlich der 
Gründung der Stiftung geleisteten Sachbeitrag ver- 
ringern. 

III. Beantragter Beschluß 

Die Kommission ersucht den Rat, die Gründung 
einer Stiftung - die zur Erreichung der Ziele der 
Gemeinschaft hinsichtlich der Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen erforderlich er- 
scheint - zu beschließen und den beigefügten Vor- 
schlag einer Verordnung mit den Statuten der 
Stiftung zu verabschieden. Da die für die Gründung 
der Stiftung erforderlichen Handlungsvollmachten 
in den Verträgen nicht vorgesehen sind, müßte der 
Beschluß auf Artikel 235 des EWG-Vertrages fußen. 
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